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INTERNATIONALES SYMPOSIUM 

„BRANDSCHUTZ IN WOHNGEBÄUDEN – BAUKOSTEN SENKEN, 

SICHERHEIT BEWAHREN“ 

Abschlussbericht 

1. Projektdarstellung 

Die Baukostensenkungskommission des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen 

erarbeitete 2015 Vorschläge zur Kostenbegrenzung bei Neubau und Modernisierung von 

Wohnraum in Deutschland. Darin wurde das Themenfeld Brandschutz als ein Kostenfaktor mit 

Kostensenkungspotential identifiziert. Zum gemeinsamen Austausch über das Spannungsfeld 

einer potentiellen Baukostensenkung bei gleichbleibenden Sicherheitsanforderungen mit der 

Fachöffentlichkeit lud das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit (BMUB) am 2. Februar 2017 von 9.30 Uhr bis 16.45 Uhr in den Sitzungssaal im 

Ernst-Reuter-Haus des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung (BBR) ein.  

Das im Rahmen des Koalitionsvertrages der Bundesregierung beschlossene und im Juli 2014 ins 

Leben gerufene Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen verfolgt das Ziel, die 

Voraussetzungen für den Bau und die Modernisierung von bezahlbarem Wohnraum in guter 

Qualität zu verbessern. Es soll vor allem das Wohnraumangebot in den Ballungsgebieten 

erweitert werden. Daraufhin erarbeitete die Baukostensenkungskommission im Jahr 2015 

Vorschläge zur Kostenverringerung bei Neubau und Modernisierung von Wohnraum in 

Deutschland und identifizierte darin das Themenfeld Brandschutz als ein Kostentreiber mit 

Kostensenkungspotential. Die Kommission benennt in ihrem Bericht u.a. 

bundesländerübergreifende uneinheitliche Regelungen beim Bauen im Bestand und beim 

Neubau von Wohngebäuden (z.B. Brandwandabstände, Rettungswege, etc.).  

Valentum Kommunikation war mit der Organisation, Durchführung und Nachbereitung dieses 

Internationalen Symposiums zum Brandschutz beauftragt.  

 

2. Zusammenfassung 

Im Fokus der Veranstaltung stand der gemeinsame und ergebnisoffene Austausch mit der 

Fachöffentlichkeit über das Spannungsfeld von Sicherheitsanforderungen auf der einen Seite 

und Baukosten auf der anderen Seite. Somit wurde eine umfassende Betrachtung und Diskussion 

des Themas von verschiedenen Akteuren aus den Bereichen Bauaufsicht, Stadtentwicklung, 

Feuerwehr, Wissenschaft, Versicherungswirtschaft und Brandschutzplanungs- sowie 
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Prüfingenieurssicht erreicht. Schwerpunktthemen waren vor allem die Kostenreduzierungs- 

bzw. Einsparpotentiale bei der Planung und Ausführung bei Neubau- und 

Modernisierungsprojekten. In diesem Zusammenhang wurden eine verstärkte Absprache und 

Koordination in der Planungsphase der beteiligten Akteure thematisiert. Weiterhin wurden 

spezifische Änderungen in den Landesbauordnungen vorgestellt und vor allem deren allgemeine 

Umsetzbarkeit im Bundesgebiet diskutiert. 

 

3. Programm 

Der Begrüßung und Einführung durch den Gastgeber vertreten durch Staatssekretär Gunther 

Adler (BMUB) folgte ein Vortrag von Thomas Meyer, der als Leiter der Obersten Bauaufsicht in 

der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin landesspezifische 

Neuregelungen im Bauordnungsrecht bei Rettungswegen in der verdichteten Innenstadt 

vorstellte. Er zeigte die Zielkonflikte einer Großstadt zu den Themen Brandschutz, Stadtbäume, 

ruhender Verkehr und Stadtgestalt (Stadtplanung) auf. Hierzu stellte er erste Berliner 

Lösungsansätze im Bauordnungsrecht vor, wie mit einem baulichen Rettungsweg bei 

Wohngebäuden ein angemessenes Sicherheitsniveau hergestellt werden kann. 

Im Anschluss erläuterte Heike Hohmann von der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen in 

Hamburg deren Lösungsansätze für die Rettungswegführung im Wohnungsbau. Dabei zeigte sie 

die Problempunkte auf, die sich bei der Führung des zweiten Rettungsweges über Geräte der 

Feuerwehr ergeben. So ist z.B. die Anleiterbarkeit in vielen Straßen nicht gegeben. Viele 

Fahrbahnen sind zu schmal, da die Straßen zugeparkt sind oder es gibt unüberwindbare 

Hindernisse, z.B. aufgrund großgewachsene Straßenbäume. Deswegen soll vermehrt im 

Wohnungsbau der zweite Rettungsweg baulich hergestellt werden. Da die Kosten für einen 

herkömmlichen Sicherheitstreppenraum durch die technische Umsetzung (z.B. 

Überdruckanlage, Netzersatzanlage, etc.) hoch sind, wurde in Hamburg der 

„Sicherheitstreppenraum light“ für geeignete Wohnungsneubauten entwickelt. Nun wurden die 

ersten Vorhaben beantragt bzw. realisiert und von Heike Hohmann im Vortrag nachgezeichnet. 

Für Bestandsgebäude, die nachträglich aufgestockt werden, wird gerade ein Pilotversuch zur 

Fluchtwegsicherung durch Installation einer Niederdruck-Wassernebellöschanlage im 

Treppenraum umgesetzt.  

Den zweiten Veranstaltungsblock eröffnete Peter Bachmeier, Branddirektor der 

Landeshauptstadt München. In seinem Vortrag ging er der Frage nach, inwiefern eine 

Reduzierung der Brandschutzkosten im Wohnungsbau ohne eine Verringerung des 

Schutzniveaus der Bevölkerung möglich ist. Unter Bezugnahme auf mehrere Praxisbeispiele 
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stellte er Lösungsansätze vor, wie beides erreicht werden kann. Seiner Ansicht nach muss die 

Feuerwehr früher in den Bauplanungsprozess von Infrastruktur und weiteren Bauvorhaben in 

die Brandschutzplanung eingebunden werden. Außerdem argumentierte er, dass die rechtliche 

Deregulierung im Brandschutz der letzten 20 Jahre zu einer Kostensteigerung geführt hat. 

Die Österreichische Brandschutzperspektive wurde von Dr. Rainer Mikulits vom 

Österreichischen Institut für Bautechnik präsentiert, der auf Vereinfachungen in der OIB-

Richtlinie 2 „Brandschutz“ aus dem Jahr 2015 einging. Im Regierungsprogramm 2013 bis 2018 der 

Österreichischen Bundesregierung ist unter anderem das politische Ziel „leistbares Wohnen“ 

verankert. Im Jahr 2013 wurde in Konferenzen der Wohnbaulandesräte und der 

Landesbaudirektoren vereinbart, dass auch die OIB-Richtlinien, die in Österreich von allen 

Bundesländern als bautechnische Vorschriften herangezogen werden, im Hinblick auf 

Vereinfachungs- und Kosteneinsparungspotenziale analysiert werden sollten. Im März 2015 

wurden die neuen, überarbeiteten OIB-Richtlinien veröffentlicht. Neben der OIB-Richtlinie 4 

„Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit“ wurden die meisten Änderungen in der OIB-Richtlinie 

2 „Brandschutz“ vorgenommen. 

Am Nachmittag referierte Prof. Jochen Zehfuß vom Fachgebiet Brandschutz am Institut für 

Baustoffe, Massivbau und Brandschutz der TU Braunschweig über Entwicklungstrends und 

Einsatzmöglichkeiten neuer Baustoffe. Das Bauwesen steht infolge von Mega-Trends wie 

Energiewende, Nachhaltigkeit und dem demografischen Wandel vor einem Umbruch. Es werden 

verstärkt Baustoffe aus nachwachsenden Rohstoffen, Leicht-Bausysteme und Bauteile aus 

hochfesten Baustoffen eingesetzt. Für diese Bauweisen greifen die bisherigen 

Brandschutzvorschriften nicht bzw. ist das Brandverhalten noch wenig erforscht. Das 

Grundschutzziel der Vorbeugung der Brandausbreitung muss auch künftig erfüllt werden. Prof. 

Zehfuß zeigte auf, wie der Brandschutz der Zukunft aussehen kann – wesentlich flexibler und auf 

die Randbedingungen angepasst. 

Anschließend lieferte Dr. Mingyi Wang vom Gesamtverband der Deutschen 

Versicherungswirtschaft e.V. eine ganzheitliche Betrachtung der Brandschutzkosten beim Bau 

aus Sicht der Versicherungswirtschaft. Aus deren Sicht soll die Kostenbetrachtung für den 

Brandschutz im Wohnungsbau ganzheitlich erfolgen. Dies ist deshalb sinnvoll, weil bauliche 

Brandschutzmaßnahmen vielfach zugleich weitere bautechnische Funktionen übernehmen und 

die Kosten hierfür nicht allein dem Brandschutz zuzuordnen sind, kostengünstige Lösungen 

beim Bauen ggf. sich negativ auf den umfassenden Schutz bei der Gebäudenutzung und auf den 

Kostenaufwand beim Rückbau auswirken können, funktionale Anforderungen an Wohngebäude 

inzwischen die gesamte Lebensdauer des Bauwerks erfassen und auf Grund der Veränderungen 

im Umfeld eher zunehmen. Demgemäß sollten die Kosten für den Brandschutz in Form der 
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Nutzen- und Kosten-Analyse und somit im Sinne der gesamten Kosteneffizienz betrachtet 

werden, zumal die Erfüllung funktionaler Anforderungen erfahrungsgemäß nur begrenzt 

kostenneutral erreicht werden kann. 

Weiter ging es mit einem Vortrag über Voraussetzungen und Möglichkeiten für kostengünstigen 

Brandschutz, dem sich Referent Karsten Foth von hhpberlin – Ingenieure für Brandschutz 

widmete. Er setzte sich mit der grundlegenden Frage auseinander, ob und inwieweit beim 

Brandschutz gespart werden darf und welche Voraussetzungen geschaffen werden müssen, um 

den für das anstehende Wachstum der großen Städte notwendigen günstigen Wohnraum zu 

schaffen. Einen Beitrag zum kostengünstigeren Bauen kann sowohl auf Seiten des Bauherrn und 

dessen Planer aber auch auf Seiten der genehmigenden Behörden und der Politik geleistet 

werden. Welche Möglichkeiten für die einzelnen Beteiligten bestehen, wurde in dem 

Impulsvortrag von Herrn Foth aufgezeigt und anhand konkreter Beispiele aus allen Bereichen 

ausgeführt. 

Den letzten Vortrag des Symposiums hielt Günter Knopf vom Ingenieurbüro für 

anlagentechnischen Brandschutz. Er erläuterte anhand mehrerer eigener Beispiele das 

Wasserfeinsprüh–Niederdruckverfahren, mit dessen Hilfe verrauchte Fluchtwege für flüchtende 

Personen und angreifende Feuerwehrmänner sicher passierbar werden, ohne dass das 

Equipment sichtbar ist. Der historische Charakter des Gebäudes bleibt somit vollständig bewahrt. 

Zuletzt fasste Moderatorin Ulrike Silberberg, Chefredakteurin des Fachmagazins DW Die 

Wohnungswirtschaft, die Hauptaussagen der Vorträge zusammen. Abschließend bedankte sich 

Dietmar Menzer vom BMUB für die rege und aktive Teilnahme am Symposium und forderte die 

Teilnehmer zu Vernetzung und Fachaustausch mit dem BMUB auf. 

 

4. Ergebnisse 

Obwohl das Symposium zum ersten Mal stattfand, brachte die Fachöffentlichkeit der 

Veranstaltung großes Interesse entgegen. Über 180 Teilnehmer tauschten sich im Rahmen des 

Symposiums über Sichtweisen und Lösungsansätze zu baulichen Risiken, Rechtsharmonisierung 

und Einsparpotentialen beim Brandschutz im Wohnungsbau aus. Die Teilnehmer waren vor 

allem Brandschutzplaner, Interessenvertreter der Brandschutzverbände, Entscheidungsträger 

und Experten der Städte und Kommunen, Interessenvertreter der Bau-, Wohnungs- und 

Immobilienwirtschaft, Architekten, Prüfingenieure oder Vertreter der Feuerwehr. Insgesamt 

wurde deutlich, dass ein hoher Austauschbedarf seitens der Akteure aus dem Bereich 

Brandschutz besteht. Im Zuge des Symposiums nutzten die Stakeholder die Gelegenheit, um auf 
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verschiedenste Defizite und Fehlentwicklungen, von der Brandschutzplanung bis zum 

Löscheinsatz, hinzuweisen und diese zu diskutieren. Leitgedanke war dabei stets das Ziel, 

Kosteneinsparpotentiale im Brandschutz zu identifizieren und zu bewerten, ohne das 

Sicherheitsniveau verringern zu müssen.  

Identifiziert wurden Probleme bei Baugenehmigungen in Deutschland, die auf uneinheitliche 

länderspezifische Regelungen, zu strenge Brandschutzvorschriften und den Bauplanungsprozess 

zurückgehen. Dahingehend äußerten sich Experten aus den Bereichen Brandschutzplanung, 

Baugenehmigung und Feuerwehr einheitlich. Darüber hinaus wurden Interessenkonflikte 

zwischen verschiedenen Behörden auf Verwaltungsebene aufgezeigt, die in der Praxis in 

erhöhten Brandschutzkosten resultieren. Dazu wurden Lösungen vorgestellt, die Kosten 

begrenzen. Aus Sicht der Beteiligten könnte dies durch eine moderate Reduzierung der legalen 

Anforderung an den Sicherheitstreppenraum erreicht werden. Weiterhin wurde der 

bauplanerische Prozess als Kostentreiber erkannt. Dazu waren sich die Akteure einig, dass eine 

bessere und frühzeitigere Abstimmung im Brandschutz zwischen Bauplanern, 

Baugenehmigungsstellen und Feuerwehren nachträgliche Zusatzkosten vermeiden würde. 

Ebenfalls würde eine Erhöhung der Transparenz bei Änderungsvorhaben zu bestehenden 

Rechtsvorschriften bei Behörden Mehrkosten vermeiden, da kommende Entwicklungen im 

Brandschutz von den Fachplanern antizipiert werden könnten.  

Zahlreiche Vereinfachungen in der Österreichischen Brandschutzrichtlinie wurden 2015 

gemeinsam von Feuerwehr, Brandverhütungsstellen, Sachverständigen für Brandschutz und 

Behörden erarbeitet und umgesetzt. Darüber hinaus wurden Materialforschungstrends und 

Entwicklungen in der Haustechnik vorgestellt, die Brandschutzkosten in Zukunft maßgeblich 

beeinflussen werden. Vor dem Hintergrund, dass vermehrt elektronische Haustechnik verbaut 

wird, müssen die Chancen und Risiken der Digitalisierung hinsichtlich des 

Brandentstehungsrisikos erforscht werden. Für eine ganzheitliche Betrachtung des 

Brandschutzrisikos von Gebäuden argumentierten ebenfalls Vertreter der 

Versicherungswirtschaft, denn Brandschutzmaßnahmen seien nicht alleine für hohe Baukosten 

verantwortlich. Vielmehr müsse die Gebäudenutzung in die Brandschutzbewertung mit 

einfließen. Bei der Suche nach Kostentreibern sollte vielmehr einbezogen werden, dass sich die 

Schutzfunktionen der verwendeten Baustoffe und Bauteile nicht ausschließlich auf den 

Brandschutz beziehen und daher nicht direkt als Brandschutzkosten angesehen werden sollten. 

Außerdem wurde festgestellt, dass der Aufbau von Datenbanken mit umfangreichen 

Brandstatistiken (z.B. Realbrände, Materialsimulationen, Brandverhalten, etc.) notwendig wäre, 

um Problembereiche im Brandschutz zu identifizieren und dadurch die Politik zu überzeugen. 
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Generell waren sich die Akteure aus allen Bereichen einig, dass Kostenreduzierung im 

Brandschutz keinesfalls in einer Reduzierung des derzeitigen Schutzniveaus resultieren darf. 
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